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Beim Altbaubestand in Deutschland besteht in Be-
zug auf die Modernisierung der vorhandenen Bau-
substanz und der Anwendung energiesparender 
Maßnahmen ein erheblicher Nachholbedarf.

Als Modernisierung gilt auch die Verbesserung 
von Wohnungen oder Eigenheimen durch bauliche 
Maßnahmen, die den Gebrauchswert nachhaltig er-
höhen oder die allgemeinen Wohnverhältnisse auf 
Dauer verbessern. Reine Schönheitsreparaturen 
stellen keine Modernisierung dar.

Von Haus- und Wohnungseigentümern oder sons-
tigen Verfügungsberechtigten (Erbbauberechtigte 
oder Nießbrauchberechtigte) vorgenommene ener-
giesparende Maßnahmen werden traditionell geför-
dert.

Im Rahmen der Mietermodernisierung eröffnet 
sich auch Mietern unter bestimmten Vorausset-
zungen eine Möglichkeit, prämien- und steuerver-
günstigte Bausparverträge heranzuziehen und da-
mit in den Genuss einer staatlichen Förderung zu 
kommen. In Bayern liegen auch kommunale Pro-
gramme zur Wohnungsmodernisierung vor.

Die Mietermodernisierung berührt eine Reihe kom-
plexer rechtlicher Problemstellungen aus Miet-
recht, Baurecht, Steuerrecht und anderen Rechts-
gebieten.

Vorausgegangene Auflagen dieses Merkblatts führ-
ten den Titel „Modernisierung durch Mieter“.

Der Gedanke, dass sich Mieter und Vermieter in 
freier Vertragsgestaltung nach Mustervereinbarun-
gen auf ein einvernehmliches Handeln bei der Mo-
dernisierung von Wohnungen und Gebäuden eini-
gen, erhält als „Modernisierung mit Mietern“, so 
der Titel der letzten und der neuen Auflage des vor-
liegenden Merkblatts, neuen Auftrieb.

Eine Vorreiterrolle haben dabei der Haus- und 
Grundbesitzerverein München und Umgebung e.V.
und der Mieterverein München e.V. durch die ge-
meinsame Erarbeitung der „Münchner Moderni-
sierungsvereinbarung zur energetischen Mo-
dernisierung“ im Jahre 2010 eingenommen.
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In der Präambel zu dieser Mustervereinbarung 
heißt es:

„Ziel ist es, die durch die Nutzung des Gebäudes 
verursachten Emissionen an Treibhausgasen durch 
Energieeinsparung zu vermindern, um die natürli-
chen Lebensgrundlagen auch für künftige Generati-
onen zu sichern, und um angesichts der zunehmen-
den Knappheit der energetischen Rohstoffe zur 
dauerhaften Sicherung einer für den Mieter bezahl-
baren Energieversorgung beizutragen.“

Die Mustervereinbarung regelt im Einzelnen Dul-
dungspflichten des Mieters und eröffnet dem Mie-
ter ein außerordentliches Kündigungsrecht. Sie ent-
hält neben Angaben zu Baubeginn und voraussicht-
licher Baufertigstellung Angaben über die Dauer 
und zeitliche Abfolge der Arbeiten in der Wohnung 
des Mieters sowie Bauvorbereitung bzw. Baureini-
gung immer unter dem Gebot der Rücksichtnahme:

„Der Vermieter wird die Arbeiten möglichst scho-
nend und zügig und unter Berücksichtigung der Tat-
sache, dass die Wohnung bewohnt ist, durchfüh-
ren.“

Gegenstand der Vereinbarung kann auch sein, dass 
der Mieter Arbeiten in Eigenleistung durchführt. 
In diesem Fall ist vom Vermieter ein angemesse-
ner Aufwendungsersatz nach vorheriger Vereinba-
rung zu leisten.

Hat der Mieter in der Vergangenheit auf eigene 
Kosten wohnwerterhöhende bauliche Maßnahmen 
vorgenommen, die durch die vorgesehene Moder-
nisierung wertlos oder beseitigt werden, kann ver-
einbart werden, dass die insoweit nutzlosen Inves-
titionen des Mieters vom Vermieter zu erstatten 
sind.

In § 10 „Bauausführung / Änderungen“ der Moder-
nisierungsvereinbarung heißt es:

„Der Vermieter sichert zu, dass die geplanten Maß-
nahmen so durchgeführt werden, dass diese den 
Regeln der Baukunst entsprechen.“

Dämmung der obersten Geschossdecke 
in begehbarer Ausführung

Abbildung 1

Dämmung der obersten Geschossdecke 
in nicht begehbarer Ausführung

Abbildung 2

Dämmung der Kellerdecke von unten

Abbildung 3
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Des Weiteren ist geregelt, dass der Vermieter nach 
entsprechender Beratung alle verfügbaren öffentli-
chen Fördermittel in Anspruch zu nehmen hat.

Einen breiten Rahmen nehmen in der Musterver-
einbarung die Themen „Mieterhöhung“, „Nachträg-
liche Anpassung der Mieterhöhung / des Mietzu-
schlags“ der „Mietbindung“ und der „Mietminde-
rung“ ein, auf die hier nicht näher eingegangen 
wird.

In jedem Fall erfährt der Mieter, mit welcher Miet-
höhe er in Zukunft zu rechnen haben wird.

Abschließend heißt es in der Mustervereinbarung 
unter „Sonstiges“ u. a.:

„Der Vermieter wird durch entsprechende Verein-
barungen sicherstellen, dass etwaige Erwerber / 
Rechtsnachfolger in diese Vereinbarung eintreten 
und diese Verpflichtung ihrerseits an deren Erwer-
ber / Rechtsnachfolger weitergeben.“

„Im Übrigen bleiben die Regelungen des Mietver-
hältnisses unverändert.“

Modernisierungsarbeiten können nach wie vor 
auch ohne Abschluss einer Modernisierungsverein-
barung im Rahmen des geltenden Mietrechts mit 
den gesetzlichen Folgen für die Miethöhe durchge-
führt werden.

Unabhängig davon, ob Modernisierungsarbeiten 
mit oder ohne Mustervereinbarung und unabhän-
gig davon, ob die Arbeiten in Eigenleistung oder 
durch Fachfirmen ausgeführt werden, sind die An-
forderungen nach der Energieeinsparverordnung 
(EnEV 2014) in jedem Fall einzuhalten (siehe dazu 
Merkblatt 31 „EnEV – Altbausanierung“).

Durch das „Mietrechtsänderungsgesetz – Miet-
RÄndG“ vom 11. März 2013 (BGBl. I S. 434) wurde 
mit Wirkung vom 1. Mai 2013 das Bürgerliche Ge-
setzbuch (BGB) um die §§ 555b „Modernisierungs-
maßnahmen“ und 555f „Vereinbarung über Erhal-
tungs- und Modernisierungsmaßnahmen“ ergänzt.

Während BGB § 555b den Begriff „Modernisie-
rungsmaßnahmen“ präzisiert, enthält BGB § 555f 
Anregungen, die in der „Münchner Modernisie-
rungsvereinbarung zur energetischen Modernisie-
rung“ schon aufgegriffen worden sind.

BGB § 555f lautet: „Die Vertragsparteien können 
nach Abschluss des Mietvertrags aus Anlass von 
Erhaltungs- oder Modernisierungsmaßnahmen Ver-
einbarungen treffen, insbesondere über die

1. zeitliche und technische Durchführung der Maß-
nahmen,

2. Gewährleistungsrechte und Aufwendungser-
satzansprüche des Mieters,

3. künftige Höhe der Miete.“

Abbildung 4

Wärmedämmung zwischen und 
über den Sparren (nicht belüftbar)

Abbildung 5

Altbau. Oberste Geschossdecke. 
Zusätzliche Wärmedämmung auf Holzbalkendecke
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Hinweis

Impressum

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Bayerischen Staats regierung herausgegeben. 
Sie darf  weder von Parteien noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern im Zeitraum von fünf Monaten vor einer 
Wahl zum Zwecke der Wahl werbung verwendet werden. 

Dies gilt für Landtags-, Bundestags-, Kommunal- und Europa wahlen. Missbräuchlich ist  während dieser Zeit ins-
besondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen, Auf-
drucken und Aufkleben von parteipolitischen  Informationen oder Werbemitteln.  Untersagt ist gleichfalls die Wei-
tergabe an Dritte zum  Zwecke der Wahl werbung. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf 
die Druckschrift nicht in einer Weise verwendet  werden, die als Parteinahme der Staatsregierung  zugunsten 
 einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte. Den  Parteien ist gestattet, die Druckschrift zur Unter-
richtung ihrer eigenen  Mitglieder zu verwenden.

Die Druckschrift wurde mit großer Sorgfalt zusammengestellt. Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit des 
Inhalts kann dessen ungeachtet nicht übernommen werden.
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